
Bundes 
Il 
1umfiir Umwelt, 
-end und Familie 

Zl. 17 1100/3-1/7/88 

1 
A-1031 Wien, Radetzkystraße 2 
Postfach 10 
Telefon 75 56 86-99 Serie 
Durchwahl 

4893 
Sachbearbeiter: 

Dr. Lehofer, 

Präsidium des Nationalrats 

Parlament 
.�. uttrJ'U 

I· r> .  • ('f . .. . T ." --:-, -R F-
1017 Wien 

. ;,.:rmt L'.'-':':'/I().)'" Lei\'.' i�� @ I . . .... -.. --.. --"/' .:. . .. . -. .C:.t!, ... ... -_. 
I Datum: 24. '.lRZ.ls:a 

I VerteIIL�4� MRZ. �� ___ . 
- .. _ ------11---1"-----1 

Das Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie nimmt 

zu dem vom Bundesministerium für wirtschaftliche 

Angelegenheiten mit Zl. 70.530/3-X/2/88 vorgelegten Entwurf 

eines Bundesgesetzes, mit 

geändert 

dem das 

wie folgt Versorgungssicherungsgesetz 

Stellung: 

wird, 

Die Bemühungen des Bundesministeriums für wirtschaftliche 

Angelegenheiten, die Wirtschaftslenkungsgesetze zu 

vereinheitlichen und aufeinander abzustimmen, werden als 

sinnvoll erachtet und finden daher die Zustimmung des 

Bundesministeriums für Umwelt, Jugend und Familie. 

Nach der Ressortneugliederung hat der Bundesminister für 

Umwelt, Jugend und Familie einen Vertreter in den 

Bundesversorgungssicherungsausschuß entsandt. Artikel 11. 
Ziffer 8 und 12 der vorgesehenen Novelle nehmen nun 

aufgrund der Änderung des Bundesministeriengesetzes eine 

Änderung in der Zusammensetzung 

Bundesversorgungssicherungsausschusses vor. 

des 

Der 

Bundesminister für Umwelt, Jugend und Familie, der unter 

anderem für die Koordination der Konsumentenpolitik 

zuständig ist, soll nach dem Text des Ministerialentwurfs 

keinen Vertreter mehr in den 

Bundesversorgungssicherungsausschuß entsenden. Gerade durch 

Lenkungsmaßnahmen wird massiv in die Interessen der 

Verbraucher eingegriffen, sodaß die Notwendigkeit, bei der 

Vorbereitung und 

Experten aus der 

Durchführung von Lenkungsmaßnahmen 

Verbraucherpolitik beizuziehen, um 
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sachgerechte Lösungen treffen zu können, evident ist. 

Das Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie kann 

daher der vorgesehenen Fassung des § 8 Abs. 2 Ziffer 1 (und 

des § 16 Abs. 2 Ziffer 1) nicht zustimmen und muß auf eine 

Vertretung im Bundesversorgungssicherungsausschuß bestehen. 

Wien, am 18. März 1988 
Für den Bundesminister 

i. V. Dr. Ladstätter 

Für die Richtigkeit 
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